
11- 1932, der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

" XII. Gesetzgebungsperiode 

Präs.: 16. Juni 1971 No._Ro/fl 

der Abgeordneten 
und Genossen 

A n t rag 

betreffend Novellierung der FernmeldegebUhrenordnung 

(Anlage zum Fernmeldegebührengesetz, BGBl.Nr.17o/197o). 

Der Nationalrat wolle beschliessen: 

Die FernmeldegebUhrenord."'1ung (Anlage zum Fernmelde­
gebUhrengesetz) vom 18.6.1970) BGBl.Nr. 170/1970) 
wird geändert "wie folgt: 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Bestimmung des § 9 Abs.lo der Fernmeldegebührenordnung 

wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Nach § 46 werden folgende Bestimmungen eingefügt: 

Abschnitt XI 
Befreiungsbestimmungen 

§ 47 (1) Von der Entrichtung der Fernsprech-GrundgebUhr 
(§ 9 Abs.l) und von der Entrichtung der Gebühr für eine 
unbefristete Rundfunk- bZi'l. Fernsehrundfunk-Hauptbe\'lil1igung 
(§ 44 Z.l bzw. z.4) sind über Antrag zu befreien: 
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a) Blinde und praktisch blinde Personen sowie Personen 9 die 

aus einem anderen Grund als dem der Blindheit ständig der 
Wartung und Hilfe bedürfen (hilflose Personen)~ 

b) Personen~ deren notdürftiger Lebensunterhalt durch die 
Entrichtung der Gebühr gefährdet ist (mittellose Personen). 

(2) Vo·n ·der Entrichtung der Gebühr für dle unbefristete 
. Rundfunk= bzwo Fernsehrundfunk=Hauptbewilligung .sind über Antrag 
außerdem Blindenheimejl Blindenvereine und Heime für sonstige hilf­

lose Personen zu befreienjl wenn der Rundfunk- bzw .. der Fernseh-
empfang 

rundfunk/den hilflosen Personen (Abs~ 1 lit" a) zugute kommt. 

§48 (1) Bei der Beurteilung der Frage, ob in den Fällen des 
§ 41 Abs .. 1 1it" b der notdürftige Lebensunterhalt gefährdet 
ist 9 sind die Richtsätze, die nach den jeweiligen pensionsrecht­
lichen Bestimmungen für die Gewährung einer Ausgleichszulage 
(Ergänzungsz.ulage) festgesetzt sind g vermehrt um 2 v.H., heran.,. 
zuziehen und das gesamte Einkommen aller Personen, die mit dem 
Befreiungswerber im gemeinsamen Haushalt leben, zu berücksichtigen. 

(2) Als Einkommen im Sinne des Abs. 1 sind die um den 
monatlichen Mietzins fÜr die ~ohnung des Befreiungswerbers 
(ohne Beheizung und ohne Kosten fUr Gas und elektrischen Strom) 

.. ~ ~--~._--:--., .. ---_ .... _-.... _-- -
, . 
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und die gesetzlichen Abzüge verminderten monatlichen Einkünfte 

im Sinne des Einkommenssteuere;esetzes zu verstehen, wobei steuer­
freie Einkünfte nicht zu berücksichtigen sind. 

§ 49 (1) Eine GebUhrenbefreiung ist nur zulässig, wenn 

a) der Befreiungswerber seinen ordentlichen Wohnsitz im In­
land hat, 

b) er die bis zur Entscheidung über das Befreiungsansuchen 
vorgeschriebenen Gebühren entrichtet hat, 

c) er nicht gleichzeitig von der Entrichtung der Gebühr für 
einen weiteren Fernsprechanschluß bzw. für eine weitere 
Hauptbewilligung gleicher Art befreit ist und 

d) wenn sich der Standort des Fernsprechanschlusses bzw. 
der Standort der Rundfunk- bzw. Fernsehrundfunkempfangs­
anlage in Wohnräumen befindet. 

(2) Eine Gebührenbefreiung ist nicht zulässig, \>(enn Grund 
zur Annahme besteht, daß der Befreiungswerber von anderen Per­
sonenvorgeschoben wurde. 

§50 (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Befreiungs­
werber nachzuweisen. 

(2) Als Nach\'leis des Verlustes oder der Minderung des Seh­
vermögens sind insbesondere an"zusehen: eine Bestätigung eines 
Blindenvereins, ein ärztliches Zeugnis" -e!-ne--eeglaubi-g-t-e-Ab­

schrift e~nes ärztl~gnisse& oder eineyBescheidausfer­
tigung über die Zuerkennung einer Blindenzulage. 

(3) Die sonstige Hilf16sigkeit ist dur6h die Vorlage des 
Bescheides über die Zuerkennung des Hilflosenzuschusses (Pflege­
zulage) oder eines ärztlichen Zeugnisses bzw. im Zweifelsfalle 
eines amtsärztlichen Zeugnisses naChZUl'leisen. 

(4) Der Nachweis der Mittellosigkeit ist durch eiIlZeug­
nis der Gemeinde oder der FUrsorgebehörde des Wohnsitzes zu 
erbringen und hat das Einkommen des Befreiungs\'lerbers und das 

Einkommen aller im Haushalt des Befreiungs\'lerbers lebenden Per­
sonen zu umfassen. 

§ 51 Bei Uberschreitung der festgesetzten Betragsgrenzen (§ 48 
Abs. 1) darf eine Gebührenbefreiung nur gewährt werden, wenn dem 
Befreiungswerber zwangsläufig außergewöhnliche Aufwendup~en min-
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destens in der Höhe des Uberschreitenden Betrages erwachsen. 

§ 52 (1) Anträge auf GebUhrenbefreiung sind bGi einem Postamt 
einzubringen .. 

(2) PUr die Entscheidung über Befreiungsansuchen gelten 

die'Bestimmungen des § 21 des Fernmeldegesetzes, BGBl. Nr. 

170/1949, sinngemäß. 

(3) Die GebUhrenbefreiung kann unbefristet oder befristet 
sein. 

§ 52 (1) Die GebUhrenbefreiung erlischt: . 

a) durch Verzicht oder Tod des Befreiten, 

b) durch Ubertragung J Kündigung oder Auflassung des Fern­

sprechanschlusses bzw~ durch Ubertragung oder Erlöschen 

der Hauptbe'Nilligung, 

c) durch Ablauf des Befreiungszeitraumes, 

d) durch Entziehung seitens der zuständigen Fernmeldebehörde 

I. Instanz & 

(2) Das "legfallen der Voraussetzung fUr die GebUhren­

befreiung ist der Fernmeldebehörde Ia Instanz unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige 1st bei einem Postamt ein­
zubringen. 

(3) Die Entziehung hat· schriftlich zu erfolgen und kann 
rUckwirkend mit dem Zeitpunkt ausgesprochen werden, an dem 

die Voraussetzung für die GebUhrenbefreiung weggefallen ist. 

Artikel III 

1. Der bestehende Abschnitt XI erhält die Bezeichnung XII. 

2 0 Die §§ 41 bis 62 erhalten die Bezeichnung 54 bis 69. 

3. Die im § 47 Abs. 2 enthaltene Zitlerung tI(§ 51 Abs. 2)tI 

hat"(§ 58 Abs.2)" und die im § 60 enthaltene Zitierung 
U(§ 59 Abs. 1 Z. l)U hat n(§ 66 Abs .. 1 Z. l}rt zu lauten. 

·~ 
, 
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Erläuterungen zum Enb-lUrf einer Novelle zum 

FernrneldegebUhrengesetz 

"Auf Grund der Bestimmungen der Rundfunkverordnung, BGBL Nr. 

333/1965, in der Fassung der Verordnungen BGBL Nr. 371/1967, 

BGBl. Nr. 76/1968, 3GB1. Nr. 420/1968 und BGBL Nr. 11+/1969 
(§§ 22 bis 26) haben hilflose und mittellose Personen sO':;1e 

Hilflosenheime, wenn der Empfang von SendunSen hilflosen Pe~-

sonen zugute l{ommt, Anspruch auf die Befreilmg von der ~undfunl(­

bZ\·l. Fernsehrundfunkgebühr. Für blinde Personen sO\1ie fü~ Blinden­

heime und Blindenvereine kommt nach den derzeit geltenden Bestim­

mungen nur die Befreiung von der Rundfunkgebühr in Betracht. 

\'Jährend beim Befreiungsgrund der Blindheit und Hilflosig:ceit 

weder" das Einkommen des B~freiungswerbers noch seiner Haushalts­

angehprigen von Belang ist, ~'le~(den bei der Beurteilung der ?rage, 

ob Mittellosigkeit vorliegt, d~.e so~ialversicherungsgesetzlichen 

BestimmQ~gen für die Gewährung einer Ausgleichszulage, ver~ehrt 

um 2 %, herangezogen, wepdenj1 \'lObei das gesamte EinkorrJrnen aller 

Personen, die mit dem Befreiungs~lerber im gemeinsamen Haushalt 

~ leben, zu berücksichtigen ist. Im Hinblick darauf, daß der Wort­

laut der Bestimmung des § 22 Abs. 3 der Rundfunkverordnung ("bei 

der Beurteilung der Frage, ob •• ". der notdürftige Lebensunter-

halt gefährdet ist, sind die Richtsätze •••••• heranzuziehen ••••• ") 

eine ge,,1isse Anpassung" im den Einzelfall zuläßtjl \'lUrde in den 

internen (vollzugsdienstlichen) Bestimmungen vorgesehen, daß 

eine GebÜhrenbefreiung aus dem Titel der Mittellosigkeit auch 

bei Überschreitung der er\'lähnten Richtsätze ge'.'lährt \I/erden kann, 

\'lenn dem Befreiungsnerber zNangsläufig außerge~'löhnliche Auf:·:en­

dungen mindestens in der Höhe des den jevleiligen Richtsa~z über­

schreitenden Betrages erwachsen. Durch dieie elastische Regelung 

kann in begründeten Fällen auch bei einer Richtsatzüberschreitunt; 

die Befreiung von der Rundfunk- bZ':l. Fernsehrundfunkgebill1r "Ge'::ähr~ 

1f1erden. 

Die im § 9 Abs. 10 der Fernmeldegebührenordnung (Anlage ZUf:i Fern­

meldegebührengesetz, BGBl. Nr. 170/1970) normierte Bofreiung von 

der Fernsprech-Grundr;"ebühr ist auf einen Ini t1ati vantrag von Ab­

geordneten im Zuge der parlamentarischen Behandlung dieses Gesetzes 

zurUckzufli.hren. Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ge~·;ährung 
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der Befreiung von der Fernsprech-Grundge~ühr unterscheid~n sich 

von den BefreiunGsbestimmungen hinsichtlich der Rundfurü:- bZN. 

Fernsehrundfunkgebühr im i'!esentlichenin folgenden PUJlkten: 

1. Für hilflose Personen besteht nur dann Anspruch auf' Gebüh-, 

renbefreiung, 'trenn das Einkomm~n des Befreiungs'.·rerbers 

den Richtsatz (Mindestsatz) für die Gewährung der Aus­

gleichszulage (Ergänzungszulage ) nach den jei'leiligen 

pensionsrechtlichen Bestimmungen nicht übersteigt. 

2. Beim Befreiungsgrund der Hitt;ellosigkeit verhindert eine 

Uberschreit~~g des Richtsatzes durch das Haushaltseinko~­

men um r.1ehr als 2 % eine positive Erledigung des Befreiungs­

ansuchens • Der Gesetzes~'lOrtlaut "r-li ttellos l.g1{ei t liegt vor, 

wenn das gesamte Einkommen •••••.• um nicht mehr als 2 v.H. 

übersteigt ll
, läßt die Berücksichtigung außergevlöhnlicher 

Aufwendungen, die dem Befreiungswerber zwangsläuri~ er­

wachsen, nicht zu, sodaß im Falle einer Richtsatzüberschrei-

. tung von mehr als 2 % eine GebÜhrenbefreiung auch in begrün­

deten Fällen nicht möglich ist. 

Die er, ... ähnten unterschiedlichen Regelungen haben ,in jenen Fällen 

zu Sch~'lierigkei ten geführt, in denen hilflosen bZN. mittellosen 

Personen, die Z'Ilar von der Rundfunk- bZ'd. Fernsehrundfunkgebü.~r 

befreit 'Ilerden konnten, eine Befreiung von der Fernspre.c!-:.-G:cund­

gebühr jedoch auf Grunq ,der anders lautenden Regel~~g nicht ge­

"lährt 'I/erden konnte. 

Da es sich bei den'Befreiungsbestimn:ungen hinsichtlich äer Rund­

funk- und Fernsehrundfunkgebühren um verhältnismäßig u::1faY'!greiche 

Regelungen handelt, die sO\'lOhl in dE:r Rundfunkverordnung als auch 

in Ausführungsbestimmungen enthalten sind, kann die Angleichung 

der Bestir::mungen bezüglich der Fernsprech-Grundgebühr an jene 
I"~ f\,4 t lJ nlj.: 

für Rundfu:''1k- ll..l1d Fernsehoeouhren nur im Hege einer entsprechenden 

ausführlichen gesetzlic.hen Regelung vorgenommen \'lerden. Es ist 

daherunt~r Aufhebung der Bestimmung des § 9 Abs. 10 der Fern­

meldegebü.~renordnung erforderlich, hiefür einen eigenen Abschnitt 

in der Fernmeldegebührenordnung, zu schaffen. Bei dessen Formu­

lierung dienten die eingangs ervlähnten Bestimmungen der Rundfunk­

verordnung hinsichtlich der BefreiunG von der Rundfunk- bZ~·l. 

Fernsehrundfunkgebühr als Vorbild. Um in Hinblick auf vielfache 

Bestrebungen, auch Blinden die Befreiung von der Fernsehrundfunl(-

w' 
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geblLl-tr zu ßevlHhren, \orurde ihre bisheriGe unterschiedliche Eehand­

lung gegenüber den hilflosen Persoi1cn. beGeiti~t. Da es sich hie­
bei um einen relativ kleinen Personenkrei"s handelt, Nird diese 

Anderung zu keinen ";esentlichen GebUhrenausfällen fü~ren • 

. " 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen vorliegenden Antrag 

unter Verzicht auf die Erste Lesung dem Verkehrsausschuß zur 

gesch~ftsordnungsmäßigen Behandlung zuzuweisen. 
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